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290. Bundesgesetz vom 25. Mai 1988 über die
Bekämpfung ansteckender Krankheiten der

Bienen (Bienenseuchengesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Dieses Bundesgesetz gilt für folgende anstek-
kende Krankheiten der Bienen:

1. die ansteckenden Brutkrankheiten;
2. die Acariose;
3. die Nosematose bei seuchenhaftem Auftreten;
4. die Varroatose bei seuchenhaftem Auftreten.

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist:

1. „Bienenvolk" die Gesamtheit der in einer Bie-
nenwohnung (Beute) lebenden Bienen mit
ihrer Brut und ihren Waben;

2. „Bienenstand" die Gesamtheit aller einzelnen
oder in Gruppen gehaltenen Bienenvölker an
einem bestimmten Standort;

3. „Besitzer", wer über ein betroffenes Bienen-
volk verfügungsberechtigt ist;

4. „seuchenartiges Auftreten" das drohende
oder erfolgte Absterben von mindestens
30 vH der Völker eines Bienenstandes;

5. „Behörde" die Bezirksverwaltungsbehörde,
soweit dieses Bundesgesetz nichts anderes
bestimmt.

§ 3. (1) Anzuzeigen ist:

1. jede der in § 1 genannten Krankheiten;
2. jeder Verdacht auf derartige Krankheiten;
3. jedes drohende oder erfolgte Absterben von

mindestens 30 vH der Völker eines Bienen-
standes.

(2) Die Anzeige ist unverzüglich bei der Behörde
zu erstatten. Die Anzeige kann schriftlich, münd-
lich, fernmündlich oder fernschriftlich erfolgen.

(3) Zur Anzeige verpflichtet sind:

1. der Besitzer des betroffenen Bienenvolkes;
2. jede Person, die mit der Betreuung des Bie-

nenvolkes befaßt ist;

3. der zugezogene Tierarzt oder Sachverstän-
dige;

4. alle Personen, die auf Grund ihrer Ausbildung
befähigt sind, die Bienenkrankheiten zu
erkennen, und vom Verdacht Kenntnis
erlangt haben.

§ 4. (1) Bei Verdacht auf das Bestehen einer der
im § 1 genannten Krankheiten dürfen Bienenvölker
nicht von ihrem Standort verbracht werden.

(2) Der Besitzer ist verpflichtet, den Organen der
Behörde Zutritt zum Bienenstand zu gestatten und
die Entnahme von Untersuchungsmaterial zu dul-
den.

(3) Der Besitzer hat die von der Behörde ange-
ordneten Bekämpfungsmaßnahmen auf seine
Kosten durchzuführen. Kommt er einer solchen
behördlichen Anordnung nicht nach, so hat die
Behörde die Maßnahmen auf Kosten des Besitzers
selbst vorzunehmen oder vornehmen zu lassen.

§ 5. (1) Die Behörde hat auf Grund der Anzeige
den Amtstierarzt mit der Erhebung und der Einlei-
tung veterinärpolizeilicher Maßnahmen zu beauf-
tragen. Zur Unterstützung des Amtstierarztes kön-
nen Sachverständige der Bienenzucht herangezo-
gen werden. Solche Sachverständige sind von jeder
Behörde für ihren Amtsbereich in der notwendigen
Anzahl nach Anhören der Landwirtschaftskammer
zu bestellen.

(2) Die Sachverständigen sind von der Behörde
auf die gewissenhafte und unbeeinflußte Erfüllung
der ihnen übertragenen Aufgaben und auf die
Pflicht zur Verschwiegenheit über die ihnen anläß-
lich ihrer Tätigkeit zur Kenntnis gelangenden Tat-
sachen anzugeloben. Sie sind mit einem amtlichen
Ausweis zu versehen. Nötigenfalls sind sie zur
Durchführung der ihnen zugewiesenen Aufgaben
berechtigt, die Hilfe von Organen der öffentlichen
Aufsicht in Anspruch zu nehmen.

(3) Die Behörde kann beim Vorliegen des Ver-
dachtes auf eine der im § 1 genannten Krankheiten
die Sachverständigen unter Leitung und nach den
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Weisungen des Amtstierarztes zu einer Revision
der in dem Gebiet befindlichen Bienenstände her-
anziehen. Die Sachverständigen sind in diesem Fall
berechtigt, aus den Bienenvölkern Untersuchungs-
material zu entnehmen.

(4) Kann an Ort und Stelle die Krankheit nicht
festgestellt werden, so ist das Untersuchungsmate-
rial an eine der folgenden Untersuchungsstellen
einzusenden:

Veterinärmedizinische Bundesanstalten, Veterinär-
medizinische Universität, Institut für Bienenkunde
der Höheren Bundeslehr- und Versuchsanstalt für
Wein- und Obstbau in Klosterneuburg, Institut für
Bienenkunde in Bad Vöslau.

(5) Von der Feststellung einer der in § 1 genann-
ten Krankheiten sind der örtlich in Betracht kom-
mende Verband der Bienenzüchter und die Land-
wirtschaftskammer von der Behörde zu verständi-
gen.

§ 6. (1) Die von einer in § 1 genannten Krankhei-
ten befallenen Bienenstände und bis zur Behebung
des Verdachtes auch die einer solchen Krankheit
verdächtigen Bienenstände sind durch die Behörde
mit Bescheid zu sperren. Von dem gesperrten
Standort dürfen Bienenvölker, Schwärme und
Königinnen nicht weggebracht werden.

(2) Bei den ansteckenden Brutkrankheiten und
der Nosematose dürfen auch die gebrauchten Bie-
nenwohnungen, Imkergeräte, der gesamte Waben-
bau sowie die Bienenprodukte (Wachs, Honig) aus
dem gesperrten Standort nicht entfernt werden. Sie
sind so zu verwahren, daß sie fremden Flugbienen
nicht zugänglich sind. Ungebrauchte Bienenwoh-
nungen sind verschlossen zu halten.

§ 7. (1) Nach Feststellung einer der im § 1
genannten Krankheiten hat die Behörde nach den
Erkenntnissen der veterinärmedizinischen Wissen-
schaft geeignete Heil- und Desinfektionsmaßnah-
men durch Bescheid anzuordnen, wobei unter
besonderer Bedachtnahme auf die Biologie der
Honigbiene, je nach Seuchenlage und der Gefahr
der Weiterverbreitung der Seuche, biologische
Bekämpfungsmethoden zu berücksichtigen sind.

(2) Erweist sich nach Feststellung der Behörde
die Krankheit als unheilbar, so hat die Behörde die
Tötung und schadlose Beseitigung der als unheilbar
beurteilten Völker mit Bescheid anzuordnen. Bei
den Brutkrankheiten und der Nosematose ist über-
dies die schadlose Beseitigung der Waben anzuord-
nen.

§ 8. Die Behörde hat den Amtstierarzt und den
Sachverständigen zur Nachschau in den befallenen
Standort zu entsenden.

§ 9. (1) Wenn innerhalb von zwei Monaten nach
Durchführung der angeordneten Heil- und Desin-
fektionsverfahren weitere Erkrankungen nicht vor-
gekommen sind, so hat die Schlußrevision zu erfol-

gen. Hiebei ist der befallene Bienenstand auf seinen
seuchenfreien Zustand zu untersuchen. Mit der
Schlußrevision ist der Amtstierarzt von der
Behörde zu beauftragen, zu seiner Unterstützung
können Sachverständige herangezogen werden.

(2) Wird bei der Schlußrevision der Bienenstand
als seuchenfrei festgestellt, so sind die Sperrmaß-
nahmen aufzuheben. Die Seuche ist als erloschen
zu erklären.

(3) Wenn die Schlußrevision in die Zeit nach
Einwinterung der Bienenvölker fiele, so hat sie erst
im nächsten Frühjahr nach Beginn des Brutgeschäf-
tes zu erfolgen.

(4) Nach Durchführung der angeordneten Heil-
und Desinfektionsverfahren kann die Behörde die
Sperre zum Zwecke der Wanderung innerhalb
einer Frist von zwei Monaten aufheben. Die
Schlußrevision hat in diesem Fall nach Beendigung
der Wanderung zu erfolgen.

(5) Vom Erlöschen der Seuche hat die Behörde
jene Stellen zu verständigen, denen sie den Aus-
bruch mitgeteilt hat.

§ 10. Der Bund hat die Kosten der Untersuchung
in den im § 5 Abs. 4 genannten Untersuchungsan-
stalten zu tragen.

§ 11. (1) Die Einfuhr und Durchfuhr von Bienen-
völkern und Bienenschwärmen ist verboten.

(2) Die Einfuhr von Bienenköniginnen mit höch-
stens 15 Begleitbienen ist mit Bewilligung des Bun-
deskanzlers zulässig. Die Bewilligung darf nur
unter der Bedingung erteilt werden, daß durch ein
von einem dazu staatlich ermächtigten Tierarzt des
Ursprungs- oder Herkunftsstaates ausgestelltes
Zeugnis die seuchenfreie Herkunft und das Freisein
von den in § 1 genannten Krankheiten bescheinigt
wird. Die Bewilligung kann an weitere Bedingun-
gen und Auflagen, die geeignet sind, die Einschlep-
pung von Bienenseuchen zu verhindern, geknüpft
werden. Die Einfuhrsendung unterliegt der veteri-
närbehördlichen Grenzkontrolle.

§ 12. (1) Wer
1. die Anzeige gemäß § 3 nicht oder nicht recht-

zeitig erstattet oder
2. entgegen § 4 Abs. 2 den von der Behörde ent-

sendeten Organen oder Sachverständigen den
Zutritt zum Bienenstand verwehrt oder

3. entgegen § 4 Abs. 1 oder § 6 Bienenvölker
oder Gegenstände aus dem Standort weg-
bringt oder

4. entgegen § 11 lebende Bienen einführt,
begeht, sofern nicht der Tatbestand einer gericht-
lich strafbaren Tat vorliegt, eine Verwaltungsüber-
tretung und ist von der Behörde mit Geldstrafe bis
zu 60000 S zu bestrafen.

(2) Geldstrafen fließen dem Bund zu.
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§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem auf
seine Kundmachung folgenden Monatsersten in
Kraft.

(2) Die Verordnung betreffend die Abwehr und
Tilgung der ansteckenden Krankheiten der Bienen,
BGBl. Nr. 219/1937, ist aufgehoben.

§ 14. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundeskanzler betraut.

Waldheim

Vranitzky

291 . Bundesgesetz vom 25. Mai 1988 über die
Erweiterung der Zuständigkeit des Bezirksge-
richtes Hernais und Änderungen des Bezirks-
gerichts-Organisationsgesetzes für Wien sowie
der Jurisdiktionsnorm (1. Novelle zum
Bezirksgerichts-Organisationsgesetz für Wien)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderungen des Bezirksgerichts-Organisationsge-
setzes für Wien

Das Bezirksgerichts-Organisationsgesetz für
Wien, BGBl. Nr. 203/1985, wird geändert wie
folgt:

1. Der § 2 wird wie folgt geändert:

a) in der Z 1 wird die lit. a aufgehoben;
b) die Z 7 hat zu lauten:

„7. des Bezirksgerichtes Floridsdorf die Bezirke
XX und XXI;".

2. Der Abs. 1 des § 4 hat zu lauten:

„§ 4. (1) Der Sprengel des Exekutionsgerichtes
Wien umfaßt — soweit im Abs. 2 nichts anderes
angeordnet ist — in allen Angelegenheiten des Exe-
kutionsverfahrens und der Exekution zur Sicher-
stellung nach § 18 Z 3 und 4 EO die Bezirke I, III
bis XV sowie XVIII und XIX."

3. Der § 5 hat zu lauten:

„§ 5. Der Sprengel des Strafbezirksgerichtes
Wien umfaßt die Bezirke I, III bis XV sowie XVIII
und XIX."

Artikel II

Änderung der Jurisdiktionsnorm

An die Stelle des Abs. 4 des § 37 der Jurisdik-
tionsnorm vom 1. August 1895, RGBl. Nr. 111,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 71/1986, treten nachstehende Bestimmungen:

„Wird ein Rechtshilfeersuchen an ein unzustän-
diges Gericht gerichtet und ist diesem die Bestim-
mung des zuständigen Gerichtes möglich, so hat es
das Ersuchen an dieses weiterzuleiten. Hiebei ist
der Abs. 5 sinngemäß anzuwenden.

Wären in einer Gemeinde für mehrere Amts-
handlungen in derselben Rechtssache verschiedene
Bezirksgerichte zuständig, so hat alle Amtshand-
lungen dasjenige Bezirksgericht vorzunehmen, das
das ersuchende Gericht auswählt; bei dieser Aus-
wahl hat es nach den Grundsätzen des § 36 Abs. 1
vorzugehen."

Artikel III

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 1. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Jänner
1989 in Kraft.

§ 2. (1) Vorbehaltlich der folgenden Bestimmun-
gen gelten für Verfahren, die vor dem 1. Jänner
1989 anhängig geworden sind, die bisherigen
Zuständigkeitsvorschriften.

(2) Für Rechtshilfeersuchen, deren Datum vor
dem 1. Jänner 1989 liegt, gelten die bisherigen Vor-
schriften.

(3) Für Exekutionsverfahren, die am 1. Jänner
1989 beim Exekutionsgericht Wien noch anhängig
sind und für die nach diesem Bundesgesetz ein
anderes Gericht zuständig wäre, gilt:

1. Für Exekutionsverfahren auf unbewegliches
Vermögen durch Zwangsversteigerung oder
Zwangsverwaltung, die bereits eingeleitet
worden sind oder über deren Einleitung noch
zu entscheiden ist, bleibt das Exekutionsge-
richt Wien zuständig;

2. alle anderen Exekutionsverfahren sind dem
nach diesem Bundesgesetz zuständigen
Gericht zu überweisen.

(4) Wird ein vom Strafbezirksgericht Wien
rechtskräftig beendetes Strafverfahren nach dem
31. Dezember 1988 erneuert (§§292, 359, 477
Abs. 1 StPO), so richtet sich die Zuständigkeit nach
diesem Bundesgesetz.

§ 3. Bereits von dem der Kundmachung dieses
Bundesgesetzes folgenden Tag an können Durch-
führungsverordnungen erlassen und organisatori-
sche und personelle Maßnahmen im Zusammen-
hang mit den Art. I und II sowie dem § 2 Abs. 1
vorbereitet werden. Solche Verordnungen und
Maßnahmen dürfen aber erst mit dem im § 1
genannten Zeitpunkt in Wirksamkeit gesetzt wer-
den.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut.

Waldheim

Vranitzky
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